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Individual- oder Familienprinzip in der 
gesetzlichen Rentenversicherung?
Willi Albers, Kiel

Die Diskussion um die zukünftige Entwicklung der gesetzlichen Rentenversicherung wird gegenwärtig 
vom Geburtenrückgang und seinen langfristigen Folgen geprägt’. Weitgehend verdrängt wird dadurch das 
ebenfalls wichtige und bisher nur unbefriedigend gelöste Problem der Behandlung der Familie im Rahmen 
des Alterssicherungssystems. Sind die Renten nach dem Individual- oder nach dem Familienprinzip zu ge­
währen? Sind Umverteilungsmaßnahmen innerhalb der Rentenversicherung zulässig?

SOZIALPOLITIK

Tsilfragen zum Komplex der Behandlung der Familie 
in der Rentenversicherung sind bisher zwar disku­

tiert worden, eine grundsätzliche Entscheidung wurde 
aber noch nicht getroffen:

□  Die Sachverständigenkommission für die soziale Si­
cherung der Frau und der Hinterbliebenen, die 1977 von 
der Bundesregierung eingesetzt worden ist, hat sich in 
ihrem 1979 vorgelegten Gutachten^ am eingehendsten 
mit der Frage -  allerdings, wie schon ihre Bezeichnung 
deutlich macht, nur mit einem Teilbereich -  beschäftigt.

□  Das Bundesverfassungsgericht, das die Bildung der 
Kommission bewirkt hat, hat sich in seinem Urteil vom 
12. IVlärz 1975 mit der Gleichbehandlung von Männern 
und Frauen in der Hinterbliebenenversorgung und in 
seinem Urteil vom 6. Juni 1978 mit der auf 60% der Ver­
sichertenrenten verminderten Rente von Witwen be­
schäftigt.

□  Der Gesetzgeber schließlich hat durch das Hinter­
bliebenenrenten- und Erziehungszeiten-Gesetz vom 11. 
7. 1985 Konsequenzen aus den ergangenen Urteilen 
und dem vorgelegten Gutachten gezogen, ohne daß al­
lerdings die Grundfragen befriedigend geklärt worden 
wären.

Gegenwärtig werden die Beiträge der Versicherten 
nach dem individuellen Einkommen der unselbständig 
Tätigen oder der freiwillig versicherten Selbständigen er­
hoben, die Renten sind dagegen teilweise familienbezo­
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gen. So werden nach § 1262 Abs. 4 RVO Kinderzu­
schüsse für jedes berechtigte Kind gewährt, die für das 
1. und 2. Kind höher als das allgemeine Kindergeld sind, 
so daß die Differenz aus Beiträgen der Versicherten auf­
zubringen ist, da der Bund den Rentenversicherungsträ­
gern nach § 1395 a RVO nur Aufwendungen in Höhe 
des allgemeinen Kindergeldes erstattet. Nach demTode 
des Versicherten erhalten Kinder eine Waisenrente, die 
zudem für Vollwaisen doppelt so hoch wie für Halbwai­
sen ist. Hinterbliebene erhalten eine Rente, auch wenn 
sie in ihrer Person (Alter, Erwerbs- oder Berufsunfähig­
keit) die Voraussetzungen für eine eigene Rente nicht 
erfüllen. Nach § 1587 in Verbindung mit § 1587 a BGB 
steht bei einer Ehescheidung dem geschiedenen Ehe­
gatten mit den niedrigeren Versorgungsanwartschaften 
als Ausgleich die Hälfte des Wertunterschiedes der wäh­
rend der Ehe erworbenen Anwartschaften zu (Versor­
gungsausgleich).

Geht man davon aus, daß die Familie eine enge und 
umfassende Lebensgemeinschaft ist, in der das von 
den Mitgliedern (jedenfalls von den Ehegatten) erzielte 
Einkommen in einen Topf kommt und gemeinsam ver­
wendet wird, sollte die Familie die wirtschaftliche Einheit 
sein, an die die soziale Sicherheit anknüpft. Die oben er­
wähnte Ableitung von Rentenansprüchen für Ehegatten 
und Kinder aus den Ansprüchen des versicherten Er­
nährers bzw. der Ernährer bestätigen, daß die Familie 
insoweit als Einheit angesehen wird; denn solche „Un­
terhaltsersatzleistungen“ wären mit einem reinen Indivi­
dualprinzip nicht zu vereinbaren. Offenbar wäre der

’ Vgl. W. A l b e r s :  Langfristige Anpassungen der gesetzlichen
Rentenversicherung, in; WIRTSCHAFTSDIENST, 67. Jg. (1987), H. 1., 
S. 26-33.

 ̂ Sachverständigenkommission für die soziale Sicherung der Frau und 
der Hinterbliebenen, Gutachten, 3 Bände, Bonn 1979,
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Wegfall des Unterhalts innerhalb der Familie ohne einen 
Ersatz durch Sozialleistungen mit so großen sozialen 
Härten verbunden, daß der Gesetzgeber dies nicht für 
tragbar gehalten hat.

Auch im Steuerrecht werden die Ehegatten und die 
Familie als Einheit angesehen, wie ihre Zusammenver­
anlagung und die Kinderermäßigungen zeigen. Für das 
eheliche Güterrecht in Form der Zugewinngemeinschaft 
gilt das gleiche. Das Unbefriedigende an der gegenwär­
tigen sozialrechtlichen Regelung besteht darin, daß das 
Familienprinzip nicht durchgängig verwirklicht ist. 
Einige der daraus resultierenden Ungereimtheiten sol­
len im folgenden dargestellt werden.

Folgen des Individualprinzips

Die Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen 
Rentenversicherung entspricht gegenwärtig dem dop­
pelten Betrag des durchschnittlichen jährlichen Brutto­
arbeitsentgelts. Durch die Beitragsbemessungsgrenze 
wird auch die Rentenhöhe begrenzt, obwohl die Alters­
rente grundsätzlich eine Vollsicherung bieten soll, d. h. 
sie soll ohne Zusatzleistungen z. B. aus einer freiwilli­
gen privaten Vorsorge ein angemessenes Lebens­
niveau gewährleisten. Für höhere Einkommen, die mehr 
als das Doppelte des durchschnittlichen Bruttoarbeits­
entgelts betragen, wird neben den Zwangsbeiträgen an 
die gesetzliche Rentenversicherung jedoch eine freiwil­
lige Vorsorge erwartet, wenn das Alterseinkommen das 
gleiche Verhältnis zum Einkommen in der aktiven Le­
bensphase erreichen soll wie bei „Normalverdienern“ .

Bei gleichem Ehegatteneinkommen können nun als 
Folge des Individualprinzips die Beiträge und die späte­
ren Renten ganz unterschiedlich hoch sein, je nachdem 
wie hoch das beitragspflichtige Einkommen ist und wie 
es sich auf Mann und Frau verteilt. Beträgt z. B. das Ein­
kommen von zwei Familien 300% des durchschnittli­
chen Bruttoarbeitsentgelts, ist aber die erste eine Ein­
verdienerfamilie, während sich in der zweiten das Ein­
kommen des Mannes auf 200% und das Einkommen 
der Frau auf 100 % des durchschnittlichen Bruttoarbeits­
entgelts beläuft, zahlt die erste Familie nur von zwei Drit­
teln des Einkommens Beiträge (ein Drittel liegt über der 
Beitragsbemessungsgrenze), während in der zweiten 
Familie das gesamte Einkommen beitragspflichtig ist, 
sie also um 50 % höhere Beiträge zahlt.

Nun mag ein solches Ergebnis noch hingenommen 
werden, solange beitragsgerechte Renten gezahlt wer­
den, d. h. daß die Rente des zweiten Ehepartners eben­
falls um 50% höher liegt^. Auf jeden Fall verletzt wird 
beim zweiten Ehepaar in unserem Beispiel jedoch der 
Grundsatz, der Bürger solle durch Zwangseingriffe des
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Staates nicht mehr als notwendig gegängelt werden, da 
ein größerer Teil seines Einkommens durch Zwangsab­
gaben gebunden ist, als dies aufgrund seiner Sparfähig- 
keit notwendig wäre.

Das Individualprinzip kann auch bei der Rente nach 
Mindesteinkommen zu unerwünschten Ergebnissen 
führen, weil sich die Bemessung der Rente nach einem 
fiktiven Einkommen von 75% des durchschnittlichen 
Bruttoarbeitsentgelts ausschließlich an der niedrigen 
Rente eines Ehepartners orientiert, unabhängig davon, 
wie hoch die Rente des anderen Partners ist. So kann 
das gesamte Renteneinkommen eines Ehepaares mit 
einem hohen Einkommen eines Partners aufgestockt 
werden, obwohl es größer ist als dasjenige eines ande­
ren Ehepaares, bei dem aber der zweite Partner 75% 
oder mehr des durchschnittlichen Bruttoarbeitsentgelts 
verdient hat. Besonders unbefriedigend ist dieses Er­
gebnis, wenn z. B. die kinderlose Ehefrau des gut ver­
dienenden Mannes nur eine Teilzeitbeschäftigung aus­
geübt hat, während im zweiten Fall z. B. die Frau eines 
Arbeiters mit Kindern ganztägig erwerbstätig war, weil 
dies aus finanziellen Gründen notwendig war.

Lohn- oder Unterhaltsersatz

Auch das Verhältnis von Versicherten- zur Hinterblie­
benenrente ist in mehrfacher Hinsicht unbefriedigend 
gelöst. Der größte Teil der Diskussion um die soziale Si­
cherung der Frau dreht sich um dieses Problem. So ist 
die Rente unterschiedlich hoch, je nachdem ob der Ver­
sicherte oder der mitversicherte Partner zuerst stirbt. Im 
ersten Fall erhält der überlebende Partner 60% der bis­
her bezogenen Rente, im zweiten Fall wird die Rente da­
gegen in der bisherigen Höhe weitergezahlt. Das Bun­
desverfassungsgericht hat die Klage gegen diese Un­
gleichbehandlung als unbegründet zurückgewiesen“. 
Allerdings ist, wenn kein Verstoß gegen die Verfassung 
vorliegt, noch nicht gesagt, daß die bestehende Rege­
lung auch sozialpolitisch befriedigt. In dem Verfahren 
vor dem Bundesverfassungsgericht hat das Bundesar­
beitsministerium selbst darauf hingewiesen, daß aus so­
zialpolitischen Gründen Veränderungen der bisherigen 
Regelungen erwogen würden.

In wirtschaftlicher Hinsicht befriedigt die Begründung 
des Bundesverfassungsgerichts nicht, daß die Rente 
des Versicherten die Funktion eines Lohnersatzes, die-

 ̂ ln anderen Bereichender sozialen Sicherheit, z. B. in der gesetzlichen 
Krankenversicherung, sind die Folgen des Individualprinzips noch gra­
vierender. Auch hier führt eine unterschiedliche Aufteilung eines gleich­
hohen Familieneinkommens zu unterschiedlichen Beitragshöhen, Hö­
here Beiträge führen in diesem Fall jedoch nicht zu höheren Leistungen, 
Zudem ist die Zahl der Betroffenen hier aufgrund der um 25 % niedrige­
ren Beitragsbemessungsgrenze größer.

■' Urteil des 1. Senats vom 6. Juni 1978.
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jenige an Hinterbliebene die Funktion eines Unterhalts- 
ersatzes habe, und daß durch den Tod eines Ehegatten 
der Bedarf auf 60% vermindert worden sei. Die Versi­
chertenrente entspreche mehr dem versicherungsrecht­
lichen Prinzip, weil für sie Beiträge gezahlt worden 
seien, während die Hinterbliebenenrente mehr auf dem 
fürsorgerischen Prinzip beruhe.

Die Rente soll dem In den Versicherungsschutz einbe­
zogenen Staatsbürger ein Lebensniveau sichern, das in 
einem angemessenen Verhältnis zu dem in der aktiven 
Lebensphase erreichten Niveau steht. Dem entspricht 
der für die Altersrenten verwirklichte Grundsatz ihrer 
Einkommensbezogenheit. Wenn während des Beste­
hens der ehelichen Lebensgemeinschaft beide Ehe­
partner das gleiche Lebensniveau besessen haben, 
weil beide zu diesem Lebensniveau beigetragen haben 
-  gleichgültig wie die Arbeitsteilung in der Ehe geregelt 
war - ,  widerspricht es der Lebenswirklichkeit, nach dem 
Tode eines Ehepartners die Rente für den überlebenden 
Partner unterschiedlich hoch festzusetzen, je nachdem, 
ob er oder sein verstorbener Partner rechtlich der Versi­
cherte war.

Im übrigen wird der Grundsatz, daß beide Ehepartner 
in der Ehe gleiche Rentenansprüche erworben haben, 
bei einer Scheidung durch den Versorgungsausgleich 
anerkannt. Warum sollten bei einer bis zum Tode eines 
Partners dauernden Ehe, in der häufig die Frau noch die 
schwere Last einer Pflege zu tragen gehabt hat, der 
Frau als Hinterbliebener niedrigere Rentenansprüche 
zuerkannt werden?

Problematische Argumentation

Die Höhe der Hinterbliebenenrente ist in vielen Fällen 
zur Existenzsicherung nicht ausreichend. Das trifft be­
sonders dann zu, wenn sie die einzige Rente ist, weil die 
Witwe früher nicht erwerbstätig war und mehrere Kinder 
aufgezogen hat. Das Bundesverfassungsgericht hat in 
dem erwähnten Urteil eine 60%ige Witwenrente wie 
folgt gerechtfertigt: „Es ist ersichtlich, daß eine Witwen­
rente, die mehr als die Hälfte der für beide gezahlten 
Rente beträgt, unter zivilrechtlichen Gesichtspunkten 
des Unterhalts allen denkbaren Umständen gerecht 
wird.“

Das Verfassungsgericht erkennt aber an, daß die Hin­
terbliebenenrente auch (!) eine soziale Sicherungsauf­
gabe habe, die es aber auf die Deckung eines an den 
Leistungen der Sozialhilfe orientierten IVlindestbedarfs 
beschränkt. In diesem Zusammenhang wird dann ge­
prüft, ob eine größere Zahl von Witwenrenten unter dem 
Niveau der Sozialhilfe liegt. Dies wird verneint und au­
ßerdem darauf verwiesen, daß der Gesetzgeber seinen

verfassungsrechtlichen Verpflichtungen genüge, wenn 
er in Härtefällen den Betroffenen Sozialhilfeansprüche 
zuerkenne.

Mit einer solchen Argumentation dürfte das Verfas­
sungsgericht kaum auf der Höhe der Zeit sein. Mit ei­
nem partnerschaftlichen Verhältnis in der Ehe ist es 
kaum zu vereinbaren, daß einem Partner im Alter eine 
am Lebensniveau in der aktiven Lebensphase orien­
tierte soziale Sicherung zugestanden wird, während der 
andere sich in der Nähe der Armutsgrenze bewegt.

Umfang der Haushaitsersparnis

Das Verfassungsgericht verweist darauf, daß nicht 
eindeutig geklärt sei, um wieviel der Bedarf eines Ehe­
partners abnimmt, wenn ein Partner stirbt. Es zitiert 
zwei Angaben, nach denen der Bedarf des überleben­
den Partners einmal mit 57%, zum anderen mit 73% 
ausgewiesen wird. Die letzte Größe basiert auf Schät­
zungen des Statistischen Bundesamtes, denen sich of­
fenbar auch die Sachverständigenkommission für die 
soziale Sicherung der Frau und der Hinterbliebenen an­
geschlossen hat; denn sie empfiehlt für den überleben­
den Ehepartner eine Rente in Höhe von 70 % bzw. 75 % 
der gemeinsam erworbenen Rentenansprüche.

Auch wenn die Verminderung des Bedarfs durch den 
Tod eines Ehepartners nicht exakt zu ermitteln ist, läßt 
sich die Größenordnung, an der sich die politischen Ent­
scheidungen zu orientieren hätten, hinreichend zuver­
lässig feststellen. Geht man davon aus, daß auf die 
Wohnungsnutzung mit Nebenkosten und langlebige 
Konsumgüter wie Fernsehgeräte, Kühlschränke, 
Waschmaschinen, Musikanlagen, aber auch ein Kraft­
fahrzeug, einschließlich der laufenden Aufwendungen 
dafür ungefähr die Hälfte der Haushaltsausgaben ent­
fällt, die von der Personenzahl des Haushalts weitge­
hend unabhängig sind, während auf personenbezo­
gene Ausgaben für Ernährung, Bekleidung und in An­
spruch genommene Dienstleistungen die zweite Hälfte 
entfällt, reduziert der Tod eines Partners den Finanzbe­
darf von 100 auf etwa 75. Mit zunehmender Technisie­
rung nimmt der Anteil der festen, von der Personenzahl 
unabhängigen Kosten außerdem zu.

Die Verminderung der Altersrente von 100 auf 60 beim 
Tod eines Partners läßt eine Bedarfsdeckung des über­
lebenden Partners in dem bisherigen Umfang nicht 
mehr zu, d. h. der Prozentsatz von 60% für die Hinter­
bliebenenrente ist zu niedrig. Er führt dazu, daß bei Ren­
ten, die vor dem Tod eines Ehepartners das Existenzmi­
nimum nur wenig überstiegen haben, der überlebende 
Partner an oder unter der Armutsgrenze leben muß. 
Wenn die Witwe eines Arbeiters, der ein volles Arbeitsle­
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ben gearbeitet, aber nur ein unter dem Durchschnitt lie­
gendes Einl<ommen erzielt hat, über keine eigene Versi­
chertenrente verfügt, weil sie wegen des Aufziehens 
mehrerer Kinder nicht oder nur vorübergehend erwerbs­
tätig war, im Alter keine ausreichende Rente bezieht, ist 
dies für eine Volkswirtschaft mit unserem Wohlstandsni­
veau ein unwürdiger Zustand.

Anteil unzureichend gesicherter Witwen

Der Umfang der in der Nähe oder unter der Armuts­
grenze lebenden Witwen kann nur geschätzt werden. 
Das Bundesverfassungsgericht hat festgestellt, daß 
1976 etwa 36% der von den gesetzlichen Rentenversi­
cherungen gezahlten Witwenrenten unter dem damals 
geltenden Sozialhilfesatz von 450 DM monatlich gele­
gen haben. Da aber ungefähr die Hälfte der Witwen über 
mehr als eine Rente verfügt, vermindert sich der Anteil 
der Witwen mit einer unzureichenden Alterssicherung 
auf rund 18%, wenn man unterstellt, daß die zweite 
Rente die Versorgung über den Sozialhilfesatz anhebt. 
Dieser Prozentsatz dürfte allerdings etwas zu hoch lie­
gen, da bekannt ist, daß bei niedrigen Renten aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung der Anteil von Frauen 
mit einer weiteren Rente überdurchschnittlich hoch ist. 
Man wird den Anteil der Witwen mit einer Altersversor­
gung unter dem Niveau der Sozialhilfe deshalb mit un­
gefähr 15% ansetzen können. Da es aber kaum als er­
strebenswertes Ziel angesehen werden kann, alte Wit­
wen auf ein den Sozialhilfeempfängern entsprechendes 
Lebensniveau zu verweisen, wird man den Anteil der un­
zureichend gesicherten Witwen wohl auf 20 % beziffern 
müssen.

Dieser Anteil dürfte sich bis zur Gegenwart kaum ver­
kleinert haben, da die Anpassung der Renten drei Jahre 
hinter der Entwicklung der Arbeitseinkommen zurückge­
blieben ist und sie sich in den letzten Jahren durch die 
Einführung eines Krankenversicherungsbeitrags nur 
wenig erhöht haben. Es ist also davon auszugehen, daß 
eine Hinterbliebenenrente in Höhe von 60% der Versi­
chertenrente in vielen Fällen keine ausreichende Siche­
rung darstellt, jedenfalls wenn sie die einzige Soziallei­
stung im Alter ist. Es ist erstaunlich und beschämend, 
daß diese Tatsache bei der Neuregelung der Hinterblie­
benenrenten^ völlig untergegangen ist.

Kumulation von Renten

Die Kumulation von Versicherten- und Hinterbliebe­
nenrente bringt den systematischen Fehler bei der Kon­
zeption der Alterssicherung besonders deutlich zum 
Ausdruck. Grundsätzlich handelt es sich um den glei­
chen schutzwürdigen Tatbestand: Ab einem bestimmten 
Alter können die Bürger ihre Existenz nicht mehr durch

eigene Arbeit sichern. Sie erhalten dann im Rahmen ei­
nes Intergenerationenlastenausgleichs eine kollektive 
Sicherung. Wenn dann von dem gleichen Soziallei­
stungsträger an die gleiche Person zwei Renten gezahlt 
werden, ist dies nur dadurch zu erklären, daß ein unsy­
stematisches Nebeneinander von Individual- und Fami­
lienprinzip besteht. Die Witwenrente wird nach dem Fa­
milienprinzip, die Versichertenrente der Frau nach dem 
Individualprinzip gezahlt. Neben dem unnötigen Verwal­
tungsaufwand ergibt sich daraus, daß bei Zahlung nur 
einer Rente (Witwenrente) diese -  wie gezeigt wurde -  
teilweise unzureichend ist und bei Zahlung von zwei 
Renten diese teilweise höher als vom Sicherungsziel 
her notwendig sind.

Es sind von verschiedenen Seiten Vorschläge ge­
machtworden, wie diese Mängel zu beseitigen sind. Sie 
laufen darauf hinaus, daß die während der Ehe vom 
Mann und von der Frau erworbenen Rentenanwart­
schaften zu einer gemeinsamen Rente zusammenge­
rechnet werden, aus der der überlebende Partner einen 
Anteil von 70 oder 75% erhält. Die Sachverständigen­
kommission für die soziale Sicherung der Frau hat vier 
Grundformen mit jeweils einigen Varianten vorgelegt. 
Davon beruhen drei auf einer Beteiligung des überle­
benden Ehepartners an den gemeinsamen Rentenan­
sprüchen, gehen also vom Familienprinzip aus. Damit 
entfällt die bisherige Witwenrente; sie wird durch eine 
Teilhabe an den gemeinsamen Rentenansprüchen er­
setzt. Es wird auch die unterschiedliche Höhe der Hin­
terbliebenenversorgung in Abhängigkeit von dem Ver­
hältnis zwischen eigenen und abgeleiteten Rentenan­
sprüchen beseitigt.

Unbefriedigende Regelung

So erhält z. B. heute bei einem Einkommensverhält­
nis von 2:1 zwischen dem Ehemann und der Ehefrau 
der überlebende Partner nach demTod des Ehemannes 
73 % der vorher bezogenen beiden Versichertenrenten, 
nach dem Tod der Ehefrau aber 87%. Hat nur der Ehe­
mann Einkommen bezogen, ergibt sich die erwähnte 
Relation von 100:60. Weder die Unterschiede in der 
Höhe der Renten zwischen Mann und Frau noch ihre 
Abhängigkeit von der Aufteilung des Einkommens auf 
Mann und Frau entsprechen dem sozialen Sicherungs­
ziel, daß das Lebensniveau im Alter sich an dem in der 
aktiven Phase vorhandenen Niveau orientieren soll.

Die durch das Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
vom 12. März 1975 (Witwenrentenurteil) für mit der Ver­
fassung für unvereinbar erklärte Regelung, nach der 
Witwern nur eine Hinterbliebenenrente zustand, wenn

 ̂ H interbliebenenrenten-und Erziehungszeitengesetz vom 11. 7. 1985.
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die verstorbene Frau überwiegend den Lebensunterhalt 
der Familie bestritten hat, während die Witwen einen un­
bedingten Anspruch auf eine Hinterbliebenenrente be­
saßen, haben die Bundesregierung und den Gesetzge­
ber nicht veranlaßt, diesen unbefriedigenden Zustand 
zu ändern. Man ist den bequemsten Weg gegangen und 
hat lediglich die Ungleichbehandlung von Mann und 
Frau durch die Einführung einer unbedingten Witwer­
rente beseitigt. Die an sich ausreichenden Männerren­
ten sind also erhöht worden, während die teilweise zu 
niedrigen Witwenrenten bestehen geblieben sind. 
Gleichzeitig hat man zum Ausgleich des finanziellen 
Mehrbedarfs® die Hinterbliebenenrenten bei einem Zu­
sammentreffen mit einer eigenen Versichertenrente ge- 
kürzt’ ,̂ wenn die gesamten Rentenbezüge 1986 900,- 
DM® monatlich überstiegen.

Der Gesetzgeber hat zwar in der Vergangenheit im 
Bereich der Alterssicherung mehrfach unbefriedigende 
Regelungen getroffen, so z. B. als 1972 bei der Einfüh­
rung der flexiblen Altersgrenze auf einen versicherungs­
mathematischen Abschlag für die längere Bezugsdauer 
der Rente bei einem vorgezogenen Rentenbeginn ver­
zichtet wurde. Aber die jetzt für die Hinterbliebenen ge­
troffene Regelung stellt wohl den schlimmsten „Sün­
denfall“ in der Rentengesetzgebung dar. Bei der Ren­
tenreform von 1957 hat die CDU -  gegen starken Wider­
stand -  in der gesetzlichen Rentenversicherung das 
Versicherungsprinzip gestärkt; 30 Jahre später kann sie 
den traurigen Ruhm für sich in Anspruch nehmen, Be­
dürftigkeitselemente eingeführt zu haben. Es ist er­
staunlich, daß die Politiker eine solche Regelung mitge­
macht haben, die ansonsten das Leistungsprinzip als 
Ziel verkünden. Denn die Kürzung einerWitwenrente ist 
um so größer, je mehr Leistungen die Witwen durch ei­
gene Beiträge für ihre Versichertenrente aufgebracht 
haben.

Weitere Ungereimtheiten

Da es nicht zu vertreten gewesen wäre, nur beim Zu­
sammentreffen von zwei Renten aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung die Gesamtversorgung zu kürzen, 
hat der Gesetzgeber vorgesehen, daß auch andere 
Renten gekürzt werden. Dabei ist es ihm aber offenbar 
nicht gelungen, eine konsistente Regelung für die An­
rechnung anderer Einkommen zu verwirklichen, so daß 
die Kürzungen ungleichmäßig sind.

Neben den grundsätzlichen Problemen sind durch 
die praktische Ausgestaltung im einzelnen weitere Un­
gereimtheiten entstanden. Als Übergangsregelung hat 
der Gesetzgeber die Möglichkeit geschaffen, für die bis­
herige Regelung zu votieren, wenn diese günstiger ist. 
Das Problem besteht nur darin, festzustellen, wann sie
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vorteilhafter ist; denn dafür sind nicht nur die Rentenan­
wartschaften beider Ehegatten, sondern auch ihre Le­
benserwartung maßgeblich. Es ist aber ethisch kaum zu 
vertreten, die alten Menschen zu zwingen, sich bewußt 
zu machen, wer von beiden wohl vor dem anderen Part­
ner sterben wird, zumal die durchschnittliche Lebenser­
wartung und die tatsächliche Lebensdauer im Einzelfall 
nicht übereinzustimmen brauchen, so daß eine falsche 
Entscheidung getroffen wird, die aber irreversibel ist. 
Dabei wäre es einfach gewesen, den Sozialversiche­
rungsträgern im Falle des Todes eines Ehepartners eine 
Alternativrechnung vorzuschreiben, bei der die günstig­
ste Alternative von Amts wegen der Berechnung der 
Hinterbliebenenbezüge zugrunde zu legen wäre. Die 
getroffene Entscheidung spricht jedenfalls nicht für Le­
bensnähe der Mlnisterialbürokratie und für eine ausrei­
chende Übersicht der Politiker.

Dominanz der Verwaltung

Es fragt sich, wie es nach einem so umfassenden Gut­
achten der Sachverständigenkommission für die so­
ziale Sicherung der Frau und der Hinterbliebenen, das 
die Möglichkeiten einer Neuregelung mit ihren Vor- und 
Nachteilen aufgezeigt hat, zu einer solchen Entschei­
dung kommen konnte, zumal damals alle im Bundestag 
vertretenen Parteien sich in Parteitagsbeschlüssen, 
Parteiprogrammen und anderen Entschließungen für 
eine dem Gutachten entsprechende Lösung eingesetzt 
haben®. Da sich dahinter offenbar politische Steue­
rungsdefizite in einer Demokratie verbergen, ist es im In­
teresse der Demokratie, den Ursachen nachzugehen.

Auch wenn es für einen Außenstehenden nicht mög­
lich ist, den Entscheidungsprozeß im einzelnen nachzu­
vollziehen, scheinen doch zwei Faktoren die Entwick­
lung maßgeblich bestimmt zu haben;

□  Es ist bekannt, daß die damalige Leitung der zustän­
digen Abteilung im Bundesarbeitsministerium und maß­
gebliche Vertreter der Sozialversicherungsträger z. B. 
bei der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 
(BfA) in Berlin gegen eine Teilhaberente (Partnerrente) 
mit einer eigenständigen sozialen Sicherung der Frau 
waren. Es kann als ein Indiz für den großen Einfluß der

® Ob der finanzielle IVIehrbedarf eine solche Kürzung rechtfertigt, muß 
bezweifelt werden, da 1986 -  also nach Inkrafttreten der Neuregelung -  
nur etwa 14000 Witwerrenten gegenüber 4,2 IVlill. Witwenrenten gezahlt 
wurden. Vgl. VDR-Statistik, Rentenbestand am 1,1.1987, Bd. 74,

 ̂ Durch die durch das Hinterbliebenrenten- und Erziehungszeiten-Ge- 
setz vom 11. 7.1985 geänderte Fassung des § 1281 RVO.

® Der Freibetrag beträgt 3 ,3%  der jeweiligen allgemeinen Bemes­
sungsgrundlage, ist also dynamisiert.

® IVIannheimer Parteitag der CDU von 1975 und Grundsatzprogramm 
von 1978; Gesetzentwurf der Fraktion der SPD, BT-Drucksache 10/2608 
vom 12. 12. 1984; Bundesparteitag der FDP in Bremen vom 15.-17. 6. 
1979:32 Thesen zur Alterssicherung.
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Verwaltung angesehen werden, daß die vorgeschla­
gene Lösung nicht zustande gekommen ist, zumal Untä­
tigkeit in Anbetracht des vom Bundesverfassungsge­
richt gesetzten Termins für eine Neuregelung schon de­
ren Verwirklichung verhindern konnte.

□  Als nach dem Scheitern der sozial-liberalen Koalition 
die Neuregelung dringend war, stand die Finanzpolitik 
unter dem Zwang der Haushaltskonsolidierung, d. h. 
eine Neuregelung durfte keine Mehrkosten verursa­
chen. Nun hätte die von der Sachverständigenkommis­
sion favorisierte Lösung dieser Bedingung an sich weit­
gehend entsprochen; denn die Berechnungen über die 
finanziellen Auswirkungen hatten ergeben, daß bis Mitte 
der 90er Jahre der Beitragssatz nur um 0,5% hätte er­
höht werden müssen. Die Politiker hatten die Vor­
schläge aber durch die Einführung einer Garantie für die 
individuell erworbenen Rentenansprüche der Ehegat­
ten verfälscht, was insbesondere die Männer davor be­
wahrt hätte, daß ihre nach dem Tode der Ehefrau auf 
70% der gemeinsam erworbenen Rentenansprüche 
festgesetzte Teilhaberente in vielen Fällen niedriger als 
ihre bisher in voller Höhe weitergezahlte Individualrente 
gewesen wäre. Man kann also feststellen, daß die Grup­
peninteressen der Männer, die in den Parteien dominier­
ten, die Verwirklichung einer in sich schlüssigen Rege­
lung verhindert haben. Stellt man auf die Familie und auf 
die von ihren Mitgliedern (Ehegatten) erworbenen Ren­
tenansprüche als Einheit ab, ist damit die Garantie der 
Höhe der Teilrente eines Partners nicht zu vereinbaren. 
Vielleicht wäre es besser gewesen, wenn die Sachver­
ständigenkommission ihre Argumentation nicht so sehr 
auf die soziale Sicherung der Frau und eine eigenstän­
dige Rente für die Frau abgestellt hätte, sondern stärker, 
wie dies hier geschieht, auf das Familien- oder Individu­
alprinzip.

Ein Beispiel für Unsystematik

Bevor ein Vorschlag für eine Neuregelung vorgelegt 
wird, soll anhand der Geschiedenenwitwenrente noch 
einmal gezeigt werden, zu welchen unbefriedigenden 
Ergebnissen das unsystematische Nebeneinander des 
Familien- und Individualprinzips führt bzw. geführt hat. 
In vor dem 1. Juli 1977, also vor Inkrafttreten des Versor­
gungsausgleichs, der die Ehe als Einheit anerkannte, 
geschiedenen Ehen hat der frühere Ehepartner An­
spruch auf eine Hinterbliebenenrente, wenn der verstor­
bene frühere Partner Unterhalt zu leisten hatte oder ge­
leistet hat. Bei Wiederverheiratung erlischt also der An­
spruch, wird die zweite Ehe geschieden, konnte er da­
gegen wieder aufleben. Noch heute kann an geschie­
dene und unverheiratet gebliebene oder erneut ge­
schiedene Ehegatten eine Rente gewährt werden,

wenn der geschiedene Partner selbst eine mindestens 
fünfjährige Versicherungszeit aufzuweisen und für min­
destens ein waisenberechtigtes Kind zu sorgen hat (Er­
ziehungsrente).

Es ist nicht einzusehen, warum die Rente einer 
Witwe, die zwei oder mehr Ehen eingegangen war, nur 
nach den Ansprüchen eines ehemaligen Partners be­
rechnet wird, zumal wenn die Ansprüche während der 
verschiedenen Ehen sehr unterschiedlich hoch waren, 
und warum die Erziehungsrente an eine eigene Min­
destversicherungszeit gekoppelt ist. Im zweiten Fall ist 
die Aufgabe des Aufziehens von Kindern, das die Mutter 
an der Ausübung einer Erwerbstätigkeit hindert, der 
schutzwürdige soziale Tatbestand. Im ersten Fall wären 
die in jeder Ehe erworbenen anteiligen Ansprüche auf 
eine Altersrente die konsistente Grundlage für die ei­
gene Alterssicherung der betreffenden Frau. Das setzt 
allerdings ein familienbezogenes eigenständiges Alters­
sicherungssystem für die Frau voraus.

Grundsätze einer Änderung

Die Einheit der Familie als umfassender und enger 
Lebensgemeinschaft muß auf der Beitrags- und Lei­
stungsseite in gleicherweise verwirklicht werden. Das 
setzt folgende Änderungen voraus:

□  Bei von beiden Ehegatten innerhalb eines Jahres 
entrichteten Beiträgen sind die Beträge zu erstatten, die 
über den Betrag hinausgehen, der sich bei einer Be­
grenzung durch die Beitragsbemessungsgrenze ergibt. 
Wenn man bedenkt, mit welchen Widerständen und 
Schwierigkeiten die Einführung des Lohnsteuerjahres­
ausgleichs verbunden war, der ja bis 1957 nicht bestan­
den hat, sind die sich aus einer solchen Erstattung erge­
benden Schwierigkeiten im EDV-Zeitalter gering.

□  Die Höhe der Rente ergibt sich aus den gemeinsa­
men Rentenansprüchen beider Ehepartner.

□  Bei Tod eines Ehepartners verringert sich die Rente 
entsprechend dem verringerten Bedarf auf 70 bis 75% 
der gemeinsamen Rente.

Soweit sind diese Grundsätze einfach und klar. Bei ih­
rer Verwirklichung ergeben sich aber angesichts der 
komplexen Lebenssituationen einige Probleme, von de­
nen hier nur drei behandelt werden sollen.

□  In den Familien erhöht die Erwerbstätigkeit des zwei­
ten Partners den Wohlstand und die Rentenansprüche, 
während das Aufziehen von Kindern, soweit dies mit der 
Einschränkung der Erwerbstätigkeit des zweiten Part­
ners verbunden ist, diese positiven Wirkungen nicht be­
sitzt, da diese Leistung über den Markt nicht honoriert 
wird. Da die Geburt und das Aufziehen von Kindern für
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die Gesellschaft lebenswichtig ist, ist sie aufgerufen, da­
für einen Ausgleich zu schaffen. Der Gesetzgeber hat 
mit dem Erziehungsgeld und dem Babyjahr'“ den ersten 
Schritt in diese Richtung getan. Ich würde es für ange­
messen halten, wenn die Eltern, die drei Kinder aufge­
zogen haben, Versicherungsansprüche wie bei einer 
15jährigen Erwerbstätigkeit zuerkannt bekommen wür­
den. Von der Gesellschaft sollten die Steigerung des So­
zialprodukts durch eine 15jährige Erwerbstätigkeit und 
das Aufziehen von drei Kindern als gleichwertig angese­
hen werden. Bei anderen Kinderzahlen sollten die Jahre 
entsprechend modifiziert werden.

□  Die Rente eines Einverdienerehepaares mit mehre­
ren Kindern wird bei Verwirklichung meines obigen Vor­
schlags ausreichend erhöht; damit besteht in Verbin­
dung mit dem von 60 auf 70 bis 75% erhöhten Anteil 
auch für den überlebenden Partner keine Notsituation 
mehr. Noch nicht voll gelöst ist aber die Existenzsiche­
rung für den überlebenden Partner aus kinderlosen 
Ehen. Soweit in diesen Fällen nicht in der Person eines 
Partners ein Hindernis für eine eigene Erwerbstätigkeit 
besteht (z. B. Erwerbsunfähigkeit, Krankheit), sollten für 
ihn zusätzliche Beiträge für eine höhere Rente verlangt 
werden. Dabei wären bei einem Anteil von 70% an der 
gemeinsamen Rente für den überlebenden Partner an 
Beiträge in Höhe von 30 bis 40% der Rentenbeiträge 
des erwerbstätigen Partners zu denken". In solchen 
Fällen wäre zu prüfen, ob auf die Entrichtung von Arbeit­
geberanteilen verzichtet werden könnte. Dagegen 
spricht, daß Verheiratete gegenüber Alleinstehenden 
schon durch die in der Regel zusätzlich aus den glei­
chen Beiträgen aufzubringenden Hinterbliebenenren­
ten begünstigt sind, so daß eine weitere Begünstigung 
kinderloser Ehen problematisch erscheint. Ich würde 
die zusätzliche Belastung von Einverdienerehen eher 
durch niedrigere zusätzliche Beiträge und damit auch 
geringere Rentenerhöhungen erträglich machen, zumal 
es den Ehepartnern freisteht, durch eine Erwerbstätig­
keit des zweiten Partners ihre Alterssicherung zu ver­
bessern. Außerdem sollten höhere freiwillige Beiträge 
möglich sein.

Finanzierungsmöglichkeiten

□  Die großzügige Anerkennung von Kindererziehungs­
zeiten und die höhere Hinterbliebenenrente für einen 
nicht oder selbst nur niedrig versicherten Partner erfor­
dern natürlich zusätzliche finanzielle tVlittel. Da die Zei­
ten vorbei sind, in denen verbesserte Leistungen im so­

zialen Sicherungsbereich durch Aufstockung der Mittel 
zu finanzieren sind, ist eine Umverteilung der Mittel in­
nerhalb des sozialen Sicherungssystems notwendig. 
Dafür bietet sich eine Verminderung des jährlichen Stei­
gerungssatzes der Renten an, der zur Zeit 1,5'^ beträgt. 
Bei den Vorschlägen zur finanziellen Bewältigung des 
verschlechterten Altersaufbaues'^ habe ich diese Fi­
nanzierungsmöglichkeit deshalb ausgeklammert, weil 
sie für eine familienbezogene Umverteilung erhalten 
bleiben sollte. Ein von 1,5 auf 1,3 ermäßigter Steige­
rungssatz würde Rentenkürzungen für alle Zugangsren­
ten, deren Ansprüche nach Inkrafttreten der Neurege­
lung erworben worden sind, von 13,3% bedeuten. Sie 
würden für Alleinstehende und kinderlos Verheiratete in 
voller Höhe bestehen bleiben, während sie für Familien, 
die Kinder aufgezogen haben, je nach Kinderzahl durch 
die Zuerkennung von beitragsfreien Erziehungszeiten 
teilweise oder voll kompensiert würden. So könnte z. B. 
für eine Familie mit einem Kind die Rentenkürzung 
durch die Rentenerhöhung für Erziehungszeiten gerade 
ausgeglichen werden, d. h. die Alleinstehenden und kin­
derlos Verheirateten hätten die höheren Altersrenten für 
die Familien mit zwei und mehr Kindern {Lebenszeitbe­
trachtung) zu finanzieren. Die Politiker könnten die 
„Nullinie“ der familienbezogenen Umverteilung natür­
lich auch bei einer anderen Kinderzahl festsetzen.

Bei den Finanzierungsmöglichkeiten müssen auch 
die finanziellen Entlastungen, die aus der Beseitigung 
der Rentenkumulation zwischen Versicherten- und Wit- 
wen(r)renten, den Mehreinnahmen aus den zusätzli­
chen Beiträgen kinderlos Verheirateter und der Kürzung 
der Versichertenrenten für überlebende Ehepartner re­
sultieren, berücksichtigt werden. Diese Entlastungen 
hätten dazu geführt, daß die Vorschläge der Sachver­
ständigenkommission-allerdings ohne zusätzliche bei­
tragsfreie Erziehungszeiten -  weitgehend finanzie­
rungsneutral zu verwirklichen gewesen wären. Die fi­
nanzielle Anspannung der Rentenversicherung durch 
den verschlechterten Altersaufbau der Bevölkerung 
braucht also kein Hindernis für die Verwirklichung des 
Familienprinzips und die Anerkennung der Erziehungs­
leistung in den Familien zu sein. Ich halte darüber hin­
aus eine großzügige Anerkennung von Kindererzie­
hungszeiten familienpolitisch für wirksamer und wichti­
ger als die geplante weitere Entlastung von Kinderko­
sten, die in der Form von steuerlichen Kinderfreibeträ­
gen erfolgen soll und deshalb weitgehend unmerklich 
bleibt.

Hinterbliebenenrenten- und Erziehungszeiten-Gesetz vom 11. 7. 
1985.

"  Sie würden bei 40%  nach dem Tode eines Partners Renten in Höhe 
von 100% der Rente eines Alleinstehenden mit gleichem Arbeitsein­
kommen ermöglichen.

Der Steigerungssatz besagt, daß zur Zeit jährlich Rentenansprüche 
in Höhe von 1,5% des versicherungspflichtigen Einkommens entste­
hen.

Vgl. W. A I b e r s : Langfristige Anpassungen der gesetzlichen Ren­
tenversicherung, a.a.O.
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